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Einzelfragen, die behandelt werden sollen, bitte ich dem Landes­
verband der Standesbeamten für das Land Rheinland-Pfalz e.V. 
unter der Anschrift Peter Wengenroth, Hellmuth-Lemm-Straße 
31, 54317 Gusterrath, mitzuteilen. Um eine sachgerechte Be­
handlung anstehender Problemfälle durch die Fachberaterinnen 
und Fachberater des Landesverbandes zu gewährleisten und 
Lösungshinweise in der jeweiligen Fortbildungsveranstaltung für 
alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer geben zu können, bitte ich 
dringend, die Einzelfragen möglichst frühzeitig schriftlich und 
ggf. unter Übersendung der Unterlagen, beim Landesverband 
der Standesbeamten einzureichen; dies gilt insbesondere dann, 
wenn Hinweise anhand von Unterlagen erbeten werden.

MinBI. 2008, S. 212

Ministerium der Finanzen

Soziale Sicherung von nicht erwerbsmäßig 
tätigen Pflegepersonen; 

hier: Anteilige Zahlung von Beiträgen zur 
Arbeitslosenversicherung und von Zuschüssen zur 

Krankenversicherung während der Pflegezeit

Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen 

vom 11. Juli 2008 (P 1820 A 416)

1 Allgemeines

1.1 Pflegezeit

Mit Artikel 3 des Gesetzes zur strukturellen Weiterentwick­
lung der Pflegeversicherung (Pflege-Weiterentwicklungs­
gesetz) vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874/896) ist durch 
das Gesetz über die Pflegezeit (Pflegezeitgesetz - Pfle- 
geZG) die Möglichkeit geschaffen worden, dass ab 1. Juli 
2008 Beschäftigte, die nahe Angehörige (§ 7 Abs. 3 Nr. 1 
PflegeZG) im häuslichen Umfeld pflegen, mit ihrem Arbeit­
geber eine unbezahlte Freistellung von der Arbeit bis zu 
einer Dauer von insgesamt sechs Monaten (ggf. aufgeteilt 
auf mehrere Zeiträume) mit einer Rückkehrmöglichkeit 
vereinbaren können („Pflegezeit“). Soweit bei dem Arbeit­
geber mehr als 15 Personen beschäftigt sind, besteht ein 
Rechtsanspruch auf Pflegezeit. Weitere Einzelheiten erge­
ben sich aus dem als Anlage 1 beigefügten „Gemeinsamen 
Rundschreiben der Spitzenverbände der Pflegekassen, 
des Verbandes der privaten Krankenversicherung und der 
Bundesagentur für Arbeit vom 1. Juli 2008“.

Auf Beamtinnen und Beamte ist das Pflegezeitgesetz nicht 
anzuwenden.

1.2 Arbeitslosenversicherung, Kranken- und Pflegeversiche­
rung

Während der Pflegezeit sind die freigestellten Arbeitneh­
merinnen oder Arbeitnehmer unter den in Abschn. II Nr. 7 
des Gemeinsamen Rundschreibens genannten Voraus­
setzungen in der Arbeitslosenversicherung pflichtversichert 
und haben einen Anspruch auf einen Zuschuss zur Kran­
ken- und Pflegeversicherung (§ 44a Abs. 1 SGB XI). So­
weit pflegebedürftige Personen Anspruch auf Beihilfe ha­
ben oder berücksichtigungsfähige Angehörige (§ 2 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 2 BVO) sind, werden die Beiträge zur Ar­
beitslosenversicherung und der Zuschuss zum Kranken- 
und Pflegeversicherungsbeitrag von der Pflegeversiche­
rung und den Beihilfefestsetzungsstellen anteilig gezahlt.

2 Abführung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung

2.1 Mitteilungsverfahren

Zur Ermittlung der Beiträge werden den Beihilfefestsetzungs­
stellen von den Pflegekassen bzw. den privaten Pflegever­

sicherungsunternehmen spätestens am Ende der Pflege­
zeit folgende Informationen übermittelt (vgl. Abschnitt V 
Nr. 2 und Anlage 4 des Gemeinsamen Rundschreibens; 
eine Verpflichtung zur Zahlung der Beiträge durch die 
Beihilfefestsetzungsstelle ergibt sich erst nach Erhalt die­
ser Mitteilung):

1. Familien- und Vorname, Geburtsdatum und Anschrift 
der pflegebedürftigen Person,

2. Familienname, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift 
der Person, die Pflegezeit in Anspruch nimmt (arbeits­
losenversicherungspflichtige Pflegeperson),

3. die Rentenversicherungsnummer der Person, die Pfle­
gezeit in Anspruch nimmt (soweit bekannt),

4. Beginn und Ende der Beitragspflicht sowie Rechtskreis­
kennzeichnung („Ost“ oder „West“),

5. Angaben zur beihilfeberechtigten Person, falls der Pfle­
gebedürftige keinen eigenen Beihilfeanspruch hat.

2.2 Beiträge

2.2.1 Fälligkeit
Die Zahlung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung er­
folgt als Gesamtbeitrag für das Kalenderjahr (Beitragsjahr), 
in dem eine Person Pflegezeit in Anspruch genommen hat 
(§ 349 Abs. 5 Satz 2 SGB III).

Die Beiträge sind aufgrund der Mitteilungen (Nr. 2.1) unab­
hängig von der Stellung eines Beihilfeantrages im März des 
Jahres fällig, das dem Beitragsjahr folgt (erste Fälligkeit so­
mit zum 31. März 2009). Dabei sind eventuelle Überzahlun­
gen oder Minderzahlungen aus vorherigen Beitragsjahren 
auszugleichen.

Geht für das abzurechnende Beitragsjahr die Mitteilung bei 
der Beihilfefestsetzungsstelle bis zum 28. bzw. 29. Februar 
des Folgejahres ein, sind die Beiträge für die darin genann­
ten Personen mit dem auf das abzurechnende Beitragsjahr 
entfallenden Beitrag zum 31. März desselben Jahres fällig. 
Geht die Mitteilung dagegen nach dem 28. bzw. 29. Feb­
ruar ein, können die Beiträge mit dem Gesamtbeitrag des 
Folgejahres gezahlt werden.

Beispiel:
Eingang der Mitteilung 15. Februar 2009 
Beitragspflicht vom 1. August 2008 bis 31. Januar 2009 
Die Beiträge für die Zeit vom 1. August bis 31. Dezember 
2008 sind in die spätestens am 31. März 2009 fällige Bei1 
tragszahlung einzubeziehen; der Beitrag für Januar 2009 
ist bei der bis Ende März 2010 fälligen Beitragszahlung zu 
berücksichtigen.

2.2.2 Beitragshöhe

Nach § 345 Nr. 8 SGB III betragen die beitragspflichtigen 
„Einnahmen“ bei Personen in der Pflegezeit 10 v. H. der 
monatlichen Bezugsgröße in der Sozialversicherung (§ 18 
Abs. 1 SGB IV). Wird die Pflegetätigkeit im Beitrittsgebiet 
ausgeübt, ist die dort geltende Bezugsgröße (Bezugsgröße 
[Ost], § 18 Abs. 2 SGB IV) maßgebend. Der Wohnsitz oder 
gewöhnliche Aufenthalt der Pflegeperson ist in diesem Zu- 

. sammenhang unbeachtlich.

Ausgehend von der geltenden Bezugsgröße im Kalender­
jahr 2008 in Höhe von 2 485,- EUR (West) bzw. 2100,- EUR 
(Ost), beträgt die beitragspflichtige Einnahme 248,50 EUR 
(West) bzw. 210,- EUR (Ost) monatlich.

Die Beiträge werden nach einem Prozentsatz (Beitragssatz) 
von der Beitragsbemessungsgrundlage erhoben. Maßge­
bend ist der Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung, 
der in dem Zeitraum gilt, für den die Freistellung von der 
Arbeitsleistung nach dem Pflegezeitgesetz wirksam ist. Im 
Kalenderjahr 2008 beträgt der Beitragssatz in der Arbeits­
losenversicherung 3,3 v. H. Daraus errechnet sich für das 
Jahr 2008 ein monatlicher Gesamtbeitrag in Höhe von 8,20 
EUR (West) bzw. 6,93 EUR (Ost).
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2.2.3 Zahlung der Beiträge

Der Gesamtbeitrag ist auf das Konto der Bundesagentur 
für Arbeit Nr. 760 016 00 bei der Deutschen Bundesbank, 
Filiale Nürnberg, BLZ 760 000 00 zu überweisen; eine 
Trennung nach Rechtskreisen („Ost“ und „West“) ist nicht 
erforderlich. Die in den Überweisungsbeleg zu überneh­
menden Angaben ergeben sich aus Abschnitt III Nr. 4.1 des 
Gemeinsamen Rundschreibens.

Zur „Betriebsnummer“ der zahlenden Stelle wird darauf 
hingewiesen, dass sie auch für die Zahlung von Renten­
versicherungsbeiträgen für Pflegepersonen erforderlich 
ist. Sofern die Betriebsnummer nicht bereits vorhanden 
ist, muss sie bei der örtlichen Agentur für Arbeit, in deren 
Bezirk die Beihilfestelle liegt, beantragt werden. Nähere 
Informationen sind unter der Internetadresse www.arbeits- 
agentur.de einzusehen.

3 Zuschuss zum Kranken- und Pflegeversicherungsbei­
trag

3.1 Anspruchsgrundlagen

Nach § 44 a Abs. 1 SGB XI haben Personen während der 
Pflegezeit einen Anspruch auf Zuschuss zu ihren Kranken- 
und Pflegeversicherungsbeiträgen. Er wird gewährt für 
eine

- freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Krankenver­
sicherung,

- Pflichtversicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V oder 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 des Zweiten Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte,

- Versicherung bei einem privaten Krankenversicherungs­
unternehmen,

- Versicherung bei der Postbeamtenkrankenkasse oder 
der Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten so­
wie

- für eine mit den Vorgenannten in Zusammenhang ste­
hende Pflege-Pflichtversicherung,

soweit im Einzelfall keine beitragsfreie Familienversiche­
rung möglich ist.

3.2 Höhe der Zuschüsse ä

Die Höhe der Zuschüsse ergibt sich aus § 44a Abs. 1 Satz 3 
SGB XI. Sie sind wie folgt zu berechnen:

a) Krankenversicherung in der Zeit vom 1. Juli bis 31. De­
zember 2008:

1. für gesetzlich■ Krankenversicherte aus der Multipli­
kation des allgemeinen Beitragssatzes der Kranken­
kasse, bei der die Mitgliedschaft besteht, zuzüglich 
0,9%-Punkte, mit dem 30sten Teil der monatlichen 
Bezugsgröße (= 828,33 EUR); bei Zweifeln kann der 
Beitragssatz durch Rückfrage bei der Krankenkasse 
oder im Internet (z. B. unter www.krankenkassentari- 
fe.de) ermittelt werden;

2. für nicht gesetzlich Krankenversicherte und für Versi­
cherte der landwirtschaftlichen Krankenkassen aus der 
Multiplikation des durchschnittlichen allgemeinen Bei­
tragssatzes (derzeit 14,8%), zuzüglich 0,9%-Punkte, 
mit dem 30sten Teil der monatlichen Bezugsgröße (der­
zeit 828,33 EUR) und beträgt also derzeit 130,05 EUR 
monatlich.

b) Krankenversicherung: ab 1. Januar 2009

aus der Multiplikation des bundeseinheitlichen Beitrags­
satzes mit dem 30sten Teil der monatlichen Bezugsgröße.

c) Pflegeversicherung ab 1. Juli 2008:

aus der Multiplikation des Beitragssatzes von 1,95%, zu­
züglich gegebenenfalls des Zuschlags für Kinderlose von 
0,25% (nur bei Versicherten in der sozialen Pflegeversiche­
rung) mit dem 30sten Teil der monatlichen Bezugsgröße

(derzeit 828,33 EUR) und beträgt also derzeit 16,15 bzw. 
18,22 EUR monatlich.

Die Zuschüsse dürfen nicht höher sein als der gezahlte 
Beitrag.

Die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung sind 
durch entsprechende Bescheinigungen der Kranken- 
bzw. Pflegekassen und der Unternehmen der privaten 
Krankenversicherung nachzuweisen.

3.3 Antragstellung

Die Zuschüsse zur Kranken- und Pflegeversicherung wer­
den der Person, die Pflegezeit in Anspruch nimmt, auf An­
trag gewährt. Für den Antrag ist das als Anlage 1 beigefüg­
te Formblatt oder die Anlage 3 des Gemeinsamen Rund­
schreibens der Spitzenverbände der Pflegekassen, des 
Verbandes der privaten Krankenversicherung und der Bun­
desagentur für Arbeit vom 1. Juli 2008 zu verwenden. Än­
derungen in den Verhältnissen, die sich auf die Zuschuss­
gewährung auswirken können, sind unverzüglich der für 
den Pflegebedürftigen zuständigen Beihilfefestsetzungs­
stelle mitzuteilen.

4 Verfahrensregelungen

4.1 Zuständigkeit

Die Abführung der Arbeitslosenversicherungsbeiträge so­
wie die Auszahlung der Zuschüsse zur Kranken- und Pfle­
geversicherung erfolgt durch die für die pflegebedürftige 
Person zuständige Beihilfefestsetzungssteile.

4.2 Aufbewahrung

Die Unterlagen über die Zahlung von Arbeitslosenversi­
cherungsbeiträgen und Zuschüssen zur Kranken- und 
Pflegeversicherung sind fünf Jahre aufzubewahren.

Anlagen

MinBI. 2008, S. 214
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Anlage 1

Antrag auf Zahlung eines Zuschusses zu den 

Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung während der Pflegezeit

An

Zutreffendes bitte ankreuzen □ 
oder ausfüllen

1. Person in Pflegezeit

Name Vorname Geburtsdatum

Anschrift (Straße, Haus-Nr., PLZ, Wohnort) Telefon

Dauer der Pflegezeit: vom bis

2. Beihilfeberechtigte Person

Name Vorname < Geburtsdatum

Anschrift (Straße, Haus-Nr., PLZ, Wohnort) Telefon

3. Pflegebedürftige Person

□ Beihilfeberechtigte Person □ Ehegattin/Ehegatte □ Kind Vorname:

4. Beitrag während der Pflegezeit

Name der Krankenkasse oder des Versicherungsunternehmens

Monatsbeitrag Krankenversicherung in € Monatsbeitrag Pflegeversicherung in € Familienversicherung möglich

□ ja □ nein

Bestätigung der Kranken- und Pflegeversicherung bzw. der Kranken- und Pflegekasse

5. Bankverbindung

Kreditinstitut: Kontonummer Bankleitzahl

6. Erklärung
Mir ist bekannt, dass ich Änderungen unverzüglich anzuzeigen habe und die Zuschüsse ganz oder anteilig 
zurückzuzahlen sind, falls sie die Höhe der gezahlten Beiträge übersteigen.

Ort, Datum Unterschrift der antragstellenden Person
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AOK-BUNDESVERBAND, BONN 
BUNDESVERBAND DER BETRIEBSKRANKENKASSEN, 

ESSEN
IKK-BUNDESVERBAND, BERGISCH GLADBACH 

BUNDESVERBAND DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN 
KRANKENKASSEN, KASSEL 
KNAPPSCHAFT, BOCHUM

VERBAND DER ANGESTELLTEN-KRANKENKASSEN E.V., 
SIEGBURG

AEV-ARBEITER-ERSATZKASSEN-VERBAND E.V., 
SIEGBURG

GKV-SPITZENVERBAND, BERLIN
VERBAND DER PRIVATEN KRANKENVERSICHERUNG E.V., 

KÖLN
BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT, NÜRNBERG

1. Juli 2008

Soziale Sicherung von Pflegepersonen während der Pflegezeit in 
der Arbeitslosenversicherung

Mit dem Gesetz zur strukturellen Weiterentwicklung der Pflege­
versicherung (Pflege-Weiterentwicklungsgesetz) vom 28. Mai 
2008 (BGBl. I S. 874) soll die Pflegeversicherung noch besser auf 
die Bedürfnisse und Wünsche der Pflegebedürftigen sowie ihrer 
Angehörigen ausgerichtet werden. Zu diesem Zweck werden die 
Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Beruf und fami­
liärer Pflege verbessert. Mit der Einführung einer Pflegezeit für 
Beschäftigte wird ein neues sozialpolitisches Instrument gesetz­
lich verankert. Es wird durch Regelungen zur sozialen Sicherung 
der die Pflegezeit in Anspruch nehmenden Pflegepersonen, u. a. 
durch Einbeziehung in die Versicherungspflicht zur Arbeitslosen­
versicherung, flankiert.

Die neue Pflegezeit räumt bei der Pflege eines nahen Angehöri­
gen einen Rechtsanspruch auf unbezahlte Freistellung von der 
Arbeitsleistung für längstens sechs Monate mit Rückkehrmög­
lichkeit an den Arbeitsplatz ein. Beschäftigte können hierbei zwi­
schen der vollständigen und der teilweisen Freistellung wählen. 
Ein Anspruch besteht nicht gegenüber Arbeitgebern mit in der 
Regel 15 oder weniger Beschäftigten. Die arbeitsrechtlichen Re­
gelungen zur Pflegezeit sind im Pflegezeitgesetz yerankert. Es 
tritt am 1. Juli 2008 in Kraft.

Während der Pflegezeit von bis zu sechs Monaten besteht für die 
Pflegepersonen unter weiteren Voraussetzungen Versicherungs­
pflicht in der Arbeitslosenversicherung. Die Pflegeversicherung 
zahlt hierfür Beiträge an die Bundesagentur für Arbeit. Der Spit­
zenverband Bund der Pflegekassen, der Verband der privaten 
Krankenversicherung e.V. und die Bundesagentur für Arbeit sind 
ermächtigt, das Nähere über das Verfahren der Beitragszahlung 
und über die Abrechnung der Beiträge für Pflegepersonen durch 
Vereinbarung zu regeln.

Pflegepersonen, die nach Ablauf der Pflegezeit das Beschäfti­
gungsverhältnis nicht wieder aufnehmen, haben die Möglichkeit, 
die Arbeitslosenversicherung gegen eine entsprechende Bei­
tragszahlung auf Antrag fortzusetzen.

Die Spitzenverbände der Krankenkassen - handelnd als Spitzen­
verbände der Pflegekassen -, der GKV-Spitzenverband - han­
delnd als Spitzenverband Bund der Pflegekassen -, der Verband 
der privaten Krankenversicherung e. V. und die Bundesagentur 
für Arbeit haben im Interesse einer einheitlichen Rechtsanwen­
dung über die Auswirkungen der Regelungen zur Sozialen Siche­
rung von Pflegepersonen während der Pflegezeit in der Arbeitslo­
senversicherung beraten und die Ergebnisse in dem vorliegenden 
gemeinsamen Rundschreiben zusammengefasst. Dabei wurden 
auch die Besonderheiten im Falle einer anteiligen Beitragstra­
gung durch die Festsetzungsstellen für die Beihilfe oder den 
Dienstherrn berücksichtigt. Der Abschnitt III Nr. 4 und 5 dieses 
gemeinsamen Rundschreibens gilt gleichzeitig als Vereinbarung 
nach § 349 Abs. 4a SGB III über das Verfahren der Beitragszah­
lung und Abrechnung.

Inhaltsverzeichnis

I Rechtsgrundlagen

1 Auszug aus dem Pflegezeitgesetz (PflegeZG)

2 Auszug aus dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III)

3 Auszug aus dem Vierten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB IV)

4 Auszug aus dem Elften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI)

II Versicherungsrecht

1 Allgemeines

2 Begriffsbestimmungen nach dem Pflegezeitgesetz

3 Anzeige und Nachweis beim Arbeitgeber

4 Feststellen der Pflegebedürftigkeit

5 Beginn und Dauer der Pflegezeit

6 Vorzeitige Beendigung der Pfiegezeit

7 Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung

8 Ausschluss der Versicherungspflicht

9 Freiwillige Weiterversicherung

10 Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung

11 Inkrafttreten

III Beitragsrecht

1 Beitragspflichtige Einnahme

1.1 Allgemeines

1.2 Bezugsgröße als Ausgangswert für die Bestimmung 
der Bemessungsgrundlage

2 Beitragssatz/Beitragshöhe

3 Beitragstragung

4 Beitragszahlung und -abrechnung

4.1 Allgemeines

4.2 Pflegekassen als Beitragszahler

4.3 Private Versicherungsunternehmen als Beitragszahler

4.4 Festsetzungsstellen für die Beihilfe oder Dienstherrn als 
Beitragszahler

5 Fälligkeit

6 Beitragsüberwachung

IV Verfahren zur Feststellung der Versicherungspflicht in 
der Arbeitslosenversicherung

1 Aufklärung und Beratung über die Leistungen zur 
sozialen Sicherung der Pflegepersonen während der 
Pflegezeit nach dem Pflegezeitgesetz

2 Zuständigkeit für die Feststellung der Versicherungs- und 
Beitragspflicht

3 Bescheidverfahren und Fälligkeit der Beiträge bei 
Feststellung der Versicherungs- und Beitragspflicht 
durch die Bundesagentur für Arbeit

V Melde- und Mitteilungsverfahren

1 Allgemeines

2 Mitteilungsverfahren zwischen den Pflegekassen/ 
privaten Versicherungsunternehmen und den 
Festsetzungsstellen für die Beihilfe/Dienstherrn

Anlage 1 Bescheinigung der Pflegekasse über die Pflegebe­
dürftigkeit des nahen Angehörigen nach § 3 Abs. 2 
PflegeZG

Anlage 2 Beitragsnachweis für Beiträge zur Arbeitslosenver­
sicherung für Pflegepersonen (gilt nur für private 
Versicherungsunternehmen)
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Anlage 3 Fragebogen zur Versicherungs- und Beitragspflicht 
in der Arbeitslosenversicherung und Antrag auf 
Beitragszuschuss nach § 44a SGB XI für Pflegeper­
sonen während einer Pflegezeit nach dem Pflege­
zeitgesetz

Anlage 4 Mitteilung der Pflegekasse oder des privaten Versi­
cherungsunternehmens an die Festsetzungsstelle 
für die Beihilfe oder den Dienstherrn zur Durchfüh­
rung der Beitragszahlung zur Bundesagentur für 
Arbeit für Personen, die als Pflegeperson während 
der Pflegezeit arbeitslosenversicherungspflichtig 
sind

I Rechtsgrundlagen

1 Auszug aus dem Pflegezeitgesetz (PflegeZG)

§1
Ziel des Gesetzes

Ziel des Gesetzes ist, Beschäftigten die Möglichkeit zu eröff­
nen, pflegebedürftige nahe Angehörige in häuslicher Umge­
bung zu pflegen und damit die Vereinbarkeit von Beruf und 
familiärer Pflege zu verbessern.

§2
Kurzzeitige Arbeitsverhinderung

(1) Beschäftigte haben das Recht, bis zu zehn Arbeitstage 
der Arbeit fernzubleiben, wenn dies erforderlich ist, um für 
einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen in einer akut 
aufgetretenen Pflegesituation eine bedarfsgerechte Pflege 
zu organisieren oder eine pflegerische Versorgung in dieser 
Zeit sicherzustellen.

(2) Beschäftigte sind verpflichtet, dem Arbeitgeber ihre Ver­
hinderung an der Arbeitsleistung und deren voraussichtliche 
Dauer unverzüglich mitzuteiien. Dem Arbeitgeber ist auf Ver­
langen eine ärztliche Bescheinigung über die Pflegebedürf­
tigkeit des nahen Angehörigen und die Erforderlichkeit der in 
Absatz 1 genannten Maßnahmen vorzulegen.

(3) Der Arbeitgeber ist zur Fortzahlung der Vergütung nur ver­
pflichtet, soweit sich eine solche Verpflichtung aus anderen 
gesetzlichen Vorschriften oder aufgrund einer Vereinbarung 
ergibt.

§3
Pflegezeit

(1) Beschäftigte sind von der Arbeitsleistung vollständig oder 
teilweise freizustellen, wenn sie einen pflegebedürftigen na­
hen Angehörigen in häuslicher Umgebung pflegen (Pflege­
zeit). Der Anspruch nach Satz 1 besteht nicht gegenüber Ar­
beitgebern mit in der Regel 15 oder weniger Beschäftigten.

(2) Die Beschäftigten haben die Pflegebedürftigkeit des na­
hen Angehörigen durch Vorlage einer Bescheinigung der 
Pflegekasse oder des Medizinischen Dienstes der Kran­
kenversicherung nachzuweisen. Bei in der privaten Pflege- 
Pflichtversicherung versicherten Pflegebedürftigen ist ein 
entsprechender Nachweis zu erbringen.

(3) Wer Pflegezeit beanspruchen will, muss dies dem Arbeit­
geber spätestens zehn Arbeitstage vor Beginn schriftlich 
ankündigen und gleichzeitig erklären, für welchen Zeitraum 
und in welchem Umfang die Freistellung von der Arbeits- 2 
leistung in Anspruch genommen werden soll. Wenn nur teil­
weise Freistellung in Anspruch genommen wird, ist auch die 
gewünschte Verteilung der Arbeitszeit anzugeben.

(4) Wenn nur teilweise Freistellung in Anspruch genommen 
wird, haben Arbeitgeber und Beschäftigte über die Verrin­
gerung und die Verteilung der Arbeitszeit eine schriftliche 
Vereinbarung zu treffen. Hierbei hat der Arbeitgeber den 
Wünschen der Beschäftigten zu entsprechen, es sei denn, 
dass dringende betriebliche Gründe entgegenstehen.

§4
Dauer der Pflegezeit

(1) Die Pflegezeit nach § 3 beträgt für jeden pflegebedürfti­
gen nahen Angehörigen längstens sechs Monate (Höchst­
dauer). Für einen kürzeren Zeitraum in Anspruch genomme­
ne Pflegezeit kann bis zur Höchstdauer verlängert werden, 
wenn der Arbeitgeber zustimmt. Eine Verlängerung bis zu 
Höchstdauer kann verlangt werden, wenn ein vorgesehener 
Wechsel in der Person des Pflegenden aus einem wichtigen 
Grund nicht erfolgen kann. Die Pflegezeit wird auf Berufsbil­
dungszeiten nicht angerechnet.

(2) Ist der nahe Angehörige nicht mehr pflegebedürftig oder 
die häusliche Pflege des nahen Angehörigen unmöglich 
oder unzumutbar, endet die Pflegezeit vier Wochen nach 
Eintritt der veränderten Umstände. Der Arbeitgeber ist über 
die veränderten Umstände unverzüglich zu unterrichten. Im 
Übrigen kann die Pflegezeit nur vorzeitig beendet werden, 
wenn der Arbeitgeber zustimmt.

§5
Kündigungsschutz 

(hier nicht abgedruckt)

§6
Befristete Verträge 

(hier nicht abgedruckt)

§7
Begriffsbestimmungen

(1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
2. die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,
3. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbststän­

digkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen 
sind; zu diesen gehören auch die in Heimarbeit Beschäf­
tigten und die ihnen Gleichgestellten.

(2) Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes sind natürliche 
und juristische Personen sowie rechtsfähige Personenge­
sellschaften, die Personen nach Absatz 1 beschäftigen. Für 
die arbeitnehmerähnlichen Personen, insbesondere für die 
in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten, 
tritt an die Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber oder 
Zwischenmeister.

(3) Nahe Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind
1. Großeltern, Eltern, Schwiegereltern,
2. Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer eheähnlichen 

Gemeinschaft, Geschwister,
3. Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder, die Kinder, Adoptiv- 

oder Pflegekinder des Ehegatten oder Lebenspartners, 
Schwiegerkinder und Enkelkinder.

(4) Pflegebedürftig im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, 
die die Voraussetzungen nach den §§14 und 15 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch erfüllen. Pflegebedürftig im Sinne 
von § 2 sind auch Personen, die die Voraussetzungen nach 
den §§ 14 und 15 des Elften Buches Sozialgesetzbuch vo­
raussichtlich erfüllen.

§8
Unabdingbarkeit 

(hier nicht abgedruckt)

Auszug aus dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB III)

§26
Sonstige Versicherungspflichtige

(1) bis (2a)

(2b) Versicherungspflichtig sind Personen in der Zeit, in der 
sie eine Pflegezeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des Pflegegesetzes 
in Anspruch nehmen und eine pflegebedürftige Person pfle­
gen, wenn sie unmittelbar vor der Pflegezeit versicherungs-
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pflichtig waren oder eine als Arbeitsbeschaffungsmaßnahme 
geförderte Beschäftigung ausgeübt haben, die ein Versiche­
rungspflichtverhältnis oder den Bezug einer laufenden Ent­
geltersatzleistung nach diesem Buch unterbrochen hat.

(3) Nach Absatz 1 Nr. 1 ist nicht versicherungspflichtig, wer 
nach § 25 Abs. 1 versicherungspflichtig ist. Nach Absatz 1 
Nr. 4 ist nicht versicherungspflichtig, wer nach anderen Vor­
schriften dieses Buches versicherungspflichtig ist. Versiche­
rungspflichtig wegen des Bezuges von Mutterschaftsgeld 
nach Absatz 2 Nr. 1 ist nicht, wer nach Absatz 2a versiche­
rungspflichtig ist. Nach Absatz 2 Nr. 2 ist nicht versicherungs­
pflichtig, wer nach Absatz 2 Nr. 1 versicherungspflichtig ist. 
Nach Absatz 2a und 2b ist nicht versicherungspflichtig, wer 
nach anderen Vorschriften dieses Buches versicherungs­
pflichtig ist oder während der Zeit der Erziehung oder Pflege 
Anspruch auf Entgeltersatzleistungen nach diesem Buch 
hat; Satz 3 bleibt unberührt. Trifft eine Versicherungspflicht 
nach Absatz 2a mit einer Versicherungspflicht nach Ab­
satz 2b zusammen, geht die Versicherungspflicht nach Ab­
satz 2a vor.

(4) (aufgehoben)

§ 28a
Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag

(1) Ein Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag können 
Personen begründen, die
1. als Pflegeperson einen der Pflegestufe I bis III im Sinne 

des Elften Buches zugeordneten Angehörigen, der Leis­
tungen aus der sozialen Pflegeversicherung nach dem Elf­
ten Buch oder Hilfe zur Pflege nach dem Zwölften Buch 
oder gleichartige Leistungen nach anderen Vorschriften 
bezieht, wenigstens 14 Stunden wöchentlich pflegen,

2. eine selbstständige Tätigkeit mit einem Umfang von min­
destens 15 Stunden wöchentlich aufnehmen und aus­
üben oder

3. eine Beschäftigung in einem Staat, in dem die Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/712 nicht anzuwenden ist, aufnehmen 
und ausüben.

Voraussetzung für die Versicherungspflicht ist, dass
1. der Antragsteller innerhalb der letzten 24 Monate vor Auf­

nahme der Tätigkeit oder Beschäftigung mindestens zwölf 
Monate in einem Versicherungspflichtverhältnis nach den 
Vorschriften des Ersten Abschnitts gestancjen, eine Ent­
geltersatzleistung nach diesem Buch bezogen oder eine 
als Arbeitsbeschaffungsmaßnahme geförderte Beschäfti­
gung ausgeübt hat, die ein Versicherungspflichtverhältnis 
oder den Bezug einer laufenden Entgeltersatzleistung 
nach diesem Buch unterbrochen hat,

2. der Antragsteller unmittelbar vor Aufnahme der Tätigkeit 
oder Beschäftigung, die zur freiwilligen Weiterversiche­
rung berechtigt, in einem Versicherungspflichtverhältnis 
nach den Vorschriften des Ersten Abschnitts gestanden, 
eine Entgeltersatzleistung nach diesem Buch bezogen 
oder eine als Arbeitsbeschaffungsmaßnahme geförderte 
Beschäftigung ausgeübt hat, die ein Versicherungspflicht­
verhältnis oder den Bezug einer laufenden Entgeltersatz­
leistung nach diesem Buch unterbrochen hat und

3. Versicherungspflicht (§§ 26, 27) anderweitig nicht besteht.

Der Antrag muss spätestens innerhalb von einem Monat 
nach Aufnahme der Tätigkeit oder Beschäftigung, die zur 
freiwilligen Weiterversicherung berechtigt, gestellt werden. 
Nach einer Pfiegezeif im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 des 
Pflegezeitgesetzes muss der Antrag abweichend von Satz 3 
innerhalb von einem Monat nach Beendigung der Pflegezeit 
gestellt werden.

(2) Das Versicherungspfiichtverhältnis beginnt mit dem Tag 
des Eingangs des Antrags bei der Agentur für Arbeit, frühes­
tens jedoch mit dem Tag, an dem erstmals die nach Absatz 1 
Satz 1 geforderten Voraussetzungen erfüllt sind. Das Versi­
cherungspflichtverhältnis endet,
1. wenn der Versicherungsberechtigte eine Entgeltersatz­

leistung nach diesem Buch bezieht,

2. mit Ablauf des Tages, an dem die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 Satz 1 letztmals erfüllt waren,

3. wenn der Versicherungsberechtigte mit der Beitragszah­
lung länger als drei Monate in Verzug ist,

4. in Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 spätestens 
jedoch mit Ablauf des 31. Dezember 2010.

Die Vorschriften des Ersten Abschnitts über die Versiche­
rungsfreiheit gelten entsprechend.

§345
Beitragspflichtige Einnahmen sonstiger 

Versicherungspflichtiger

Als beitragspflichtige Einnahme gilt bei Personen,
1. bis 7......
8. die als Pflegende während einer Pflegezeit versicherungs­

pflichtig sind (§ 26 Abs. 2b), ein Arbeitsentgelt in Höhe von 
zehn Prozent der monatlichen Bezugsgröße; dabei ist die 
Bezugsgröße für das Beitrittsgebiet maßgebend, wenn 
der Tätigkeitsort im Beitrittsgebiet liegt.

§347
Beitragstragung bei sonstigen Versicherten

Die Beiträge werden getragen 
1. bis 9. ...,
10. für Personen, die als Pflegende während einer Pflegezeit 

versicherüngspflichtig sind 
(§ 26 Abs. 2b) und einen
a) in der sozialen Pflegeversicherung versicherten Pfle­

gebedürftigen pflegen, von der Pflegekasse,
b) in der privaten Pflege-Pflichtversicherung versicher­

ten Pflegebedürftigen pflegen, von dem privaten Ver­
sicherungsunternehmen,

c) Pflegebedürftigen pflegen, der wegen Pflegebedürf­
tigkeit Beihilfeleistungen oder Leistungen der Heilfür­
sorge und Leistungen einer Pflegekasse oder eines 
privaten Versicherungsunternehmens erhält, von der 
Festsetzungsstelle für die Beihilfe oder vom Dienst­
herrn und der Pflegekasse oder dem privaten Versi­
cherungsunternehmen anteilig.

§349
Beitragszahlung für sonstige Versicherungspflichtige 

(1) bis (4)...

(4a) Die Beiträge für Personen, die als Pflegende während 
einer Pflegezeit versicherungspflichtig sind (§ 26 Abs. 2b), 
sind von den Steilen, die die Beiträge zu tragen haben, an 
die Bundesagentur zu zahlen. Das Nähere über das Ver­
fahren der Beitragszahlung und Abrechnung der Beiträge 
können der Spitzenverband Bund der Pflegekassen, der 
Verband der privaten Krankenversicherung e.V., die Festset­
zungsstellen für die Beihilfe, das Bundesversicherungsamt 
und die Bundesagentur durch Vereinbarung regeln.

(5) Für die Zahlung der Beiträge nach den Absätzen 3 bis 4a 
sowie für die Zahlung der Beiträge für Gefangene gelten die 
Vorschriften für den Einzug der Beiträge, die an die Einzugs­
stelle zu zahlen.sind, entsprechend, soweit die Besonderhei­
ten der Beiträge nicht entgegenstehen; die Bundesagentur 
ist zur Prüfung der Beitragszahlung berechtigt. Die Zahlung 
der Beiträge nach Absatz 4a erfolgt in Form eines Gesamt­
beitrags für das Kalenderjahr, in dem die Pflegezeit in An­
spruch genommen wurde (Beitragsjahr). Abweichend von 
§ 23 Abs. 1 Satz 4 des Vierten Buches ist der Gesamtbeitrag 
spätestens im März des Jahres fällig, das dem Beitragsjahr 
folgt.

3 Auszug aus dem Vierten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB IV)

§7
Beschäftigung

(1) und (2)...
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(3) Eine Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt gilt als fort­
bestehend, solange das Beschäftigungsverhältnis ohne 
Anspruch auf Arbeitsentgelt fortdauert, jedoch nicht län­
ger als einen Monat. Satz 1 gilt nicht, wenn Krankengeld, 
Krankentagegeld, Verletztengeld, Versorgungskrankengeld, 
Übergangsgeld oder Mutterschaftsgeld oder nach gesetzli­
chen Vorschriften Erziehungsgeld oder Elterngeld bezogen 
oder Elternzeit in Anspruch genommen oder Wehrdienst 
oder Zivildienst geleistet wird. Satz 1 gilt auch nicht für die 
Inanspruchnahme von Pflegezeit im Sinne des § 3 des Pfle­
gezeitgesetzes.

(4) ...

4 Auszug aus dem Elften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI)

§18
Verfahren zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit

(1) und (2)...

(3) Die Pflegekasse leitet die Anträge zur Feststellung von 
Pflegebedürftigkeit unverzüglich an den Medizinischen 
Dienst der Krankenversicherung weiter. Dem Antragsteller 
soll spätestens fünf Wochen nach Eingang des Antrags bei 
der zuständigen Pflegekasse die Entscheidung der Pflege­
kasse schriftlich mitgeteilt werden. Befindet sich der Antrag­
steller im Krankenhaus oder in einer stationären. Rehabilita­
tionseinrichtung und
1. liegen Hinweise vor, dass zur Sicherstellung der ambu­

lanten oder stationären Weiterversorgung und Betreuung 
eine Begutachtung In der Einrichtung erforderlich ist, 
oder

2. wurde die Inanspruchnahme von Pflegezeit nach dem 
Pflegezeitgesetz gegenüber dem Arbeitgeber der pfle­
genden Person angekündigt, ist die Begutachtung dort 
unverzüglich, spätestens innerhalb einer Woche nach 
Eingang des Antrags bei der zuständigen Pflegekasse 
durchzuführen; die Frist kann durch regionale Vereinba­
rungen verkürzt werden. Die verkürzte Begutachtungsfrist 
gilt auch dann, wenn der Antragsteller sich in einem Hos­
piz befindet oder ambulant palliativ versorgt wird. Befin­
det sich der Antragsteller in häuslicher Umgebung, ohne 
palliativ versorgt zu werden, und wurde die Inanspruch­
nahme von Pflegezeit nach dem Pflegezeitgesetz gegen­
über dem Arbeitgeber der pflegenden Person angekün­
digt, ist eine Begutachtung durch den Medizinischen 
Dienst der Krankenversicherung spätestens innerhalb von 
zwei Wochen nach Eingang des Antrags bei der zuständi­
gen Pflegekasse durchzuführen und der Antragsteller sei­
tens des Medizinischen Dienstes unverzüglich schriftlich 
darüber zu informieren, welche Empfehlung der Medizini­
sche Dienst an die Pflegekasse weiterleitet. In den Fällen 
der Sätze 3 bis 5 muss die Empfehlung nur die Feststel­
lung beinhalten, ob Pflegebedürftigkeit im Sinne der §§ 14 
und 15 vorliegt. Die Entscheidung der Pflegekasse ist dem 
Antragsteller unverzüglich nach Eingang der Empfehlung 
des Medizinischen Dienstes bei der Pflegekasse schrift­
lich mitzuteilen.

(4) bis (7) ...

§ 44a
Zusätzliche Leistungen bei Pflegezeit

(1)...

(2) Pflegende Personen sind während der Inanspruchnahme 
einer Pflegezeit im Sinne des Pflegezeitgesetzes nach Maß­
gabe des Dritten Buches nach dem Recht der Arbeitsförde­
rung versichert.

II Versicherungsrecht 

1 Allgemeines

Mit dem Gesetz über die Pflegezeit (Pflegezeitgesetz - Pfle- 
geZG), das Bestandteil der strukturellen Reform der Pfle­
geversicherung ist (vgl. Artikel 3 des Pflege-Weiterentwick­

lungsgesetzes), soll Beschäftigten die Möglichkeit eröffnet 
werden, pflegebedürftige nahe Angehörige in häuslicher 
Umgebung zu pflegen um damit die Vereinbarkeit von Be­
ruf und familiärer Pflege zu verbessern. Die Pflegezeitre­
gelungen basieren auf zwei Säulen: Beschäftigte haben im 
Rahmen der „kurzzeitigen Arbeitsverhinderung“ nach § 2 
PflegeZG die Möglichkeit, bis zu zehn Arbeitstage der Arbeit 
fernzubleiben, um für einen pflegebedürftigen nahen Ange­
hörigen in einer akut aufgetretenen Pflegesituation eine be­
darfsgerechte Pflege zu organisieren. Für eine längere Pfle­
ge in häuslicher Umgebung kann eine Freistellung von der 
Arbeitsleistung für längstens sechs Monate als sogenannte 
Pflegezeit nach § 3 PflegeZG beantragt werden. Die Pflege­
zeit nach § 3 PflegeZG kann in der Form der vollständigen 
oder teilweisen Freistellung von der Arbeitsleistung durch­
geführt werden.

Der Arbeitgeber ist während der kurzzeitigen Arbeitsver­
hinderung des Beschäftigten nur dann zur Fortzahlung der 
Vergütung verpflichtet, wenn sich eine solche Verpflichtung 
aus anderen arbeitsrechtlichen Vorschriften (vgl. § 616 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder aufgrund individualvertrag­
licher Absprachen, Betriebsvereinbarungen oder Tarifver­
trägen ergibt. Dauert das Beschäftigungsverhältnis ohne 
Anspruch auf Arbeitsentgelt während der kurzzeitigen Ar­
beitsverhinderung nach § 2 PflegeZG bis zu zehn Arbeits­
tage fort, gilt eine Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt nach 
§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV als fortbestehend.

Dagegen bewirkt die Neuregelung des § 7 Abs. 3 Satz 3 SGB 
IV, dass die Versicherungspflicht von Arbeitnehmern, deren 
Beschäftigung durch die Inanspruchnahme von Pflegezeit 
nach § 3 PflegeZG unterbrochen wird, mit Beginn der Pfle­
gezeit endet und nicht noch einen Monat fortbesteht. Be­
schäftigte, die sich nur teilweise von der Arbeitsleistung be­
freien lassen, unterliegen weiterhin der Versicherungspflicht 
als Arbeitnehmer, es sei denn, aufgrund der Reduzierung der 
Arbeitszeit werden die Voraussetzungen einer geringfügig 
entlohnten Beschäftigung im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB 
IV erfüllt.

Die teilweise Freistellung von der Arbeit nach § 3 PflegeZG 
kann dazu führen, dass der Beschäftigte nur noch ein Ar­
beitsentgelt erzielt, das dann innerhalb der sog. Gleitzone 
nach § 20 Abs. 2 SGB IV (zwischen 400,01 und 800,00 EUR 
monatlich) liegt. In solchen Fällen sind ab Beginn der Pfle­
gezeit die besonderen Regelungen für die Ermittlung der 
Beitragsbemessungsgrundlage und für die Beitragstragung 
anzuwenden.

Während der Pflegezeit nach § 3 PflegeZG von bis zu sechs 
Monaten besteht für die Pflegepersonen unter den näheren 
Voraussetzungen des § 26 Abs. 2b SGB III Versicherungs­
pflicht in der Arbeitslosenversicherung.

Im Falle der Arbeitslosigkeit wird die Pflegezeit als versi­
cherungspflichtige Zeit anwartschaftsbegründend beim An­
spruch auf Arbeitslosengeld nach dem SGB III berücksich­
tigt.

Das Pfiegezeitgesetz sowie die Regelungen zur Versiche­
rungspflicht der Pflegepersonen in der Arbeitslosenversi­
cherung bei der Inanspruchnahme der Pflegezeit treten zum 
1. Juli 2008 in Kraft.

2 Begriffsbestimmungen nach dem Pflegezeitgesetz
Nach § 3 Abs. 1 PflegeZG sind Beschäftigte vollständig oder 
teilweise von der Arbeitsleistung freizustellen, wenn sie ei­
nen pflegebedürftigen nahen Angehörigen in häuslicher Um­
gebung pflegen.

Beschäftigte im Sinne des Pfiegezeitgesetzes sind Arbeit­
nehmer, die zur Berufsausbildung Beschäftigte sowie Perso­
nen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als 
arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind; zu diesen 
gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen 
Gleichgestellten (§ 7 Abs. 1 PflegeZG). Für Beamte gelten 
die arbeitsrechtlichen Regelungen des Pflegezeitgesetzes 
nicht.
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Der Personenkreis der „nahen Angehörigen" ist in § 7 Abs. 3 
PflegeZG abschließend aufgezählt. Dazu gehören
- Großeltern, Eltern, Schwiegereltern (§ 7 Abs. 3 Nr. 1 Pfle­

geZG),
- Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer eheähnlichen 

Gemeinschaft, Geschwister (§ 7 Abs. 3 Nr. 2 PflegeZG) 
und

- Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder, die Kinder, Adoptiv- 
oder Pflegekinder des Ehegatten oder Lebenspartners, 
Schwiegerkinder und Enkelkinder (§ 7 Abs. 3 Nr. 3 Pfle­
geZG).

Der Begriff „Pflege in häuslicher Umgebung“ wird im Pfle­
gezeitgesetz nicht definiert. Wegen der sachlichen Nähe 
der Regelungen über die Versicherungspflicht der nicht er­
werbsmäßig tätigen Pflegepersonen in der Rentenversiche­
rung und der Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversi­
cherung während der Pflegezeit empfiehlt es sich, auf die 
Grundsätze zurückzugreifen, die bei der Rechtsauslegung 
dieses Begriffes im Sinne des § 3 Satz 1 Nr. 1 a SGB VI he­
rangezogen werden (vgl. hierzu Gemeinsames Rundschrei­
ben der Spitzenverbände der Krankenkassen, der <Jetzt> 
Deutschen Rentenversicherung Bund und des Verbandes 
der privaten Krankenversicherung vom 11. Februar 2004 zur 
Rentenversicherung der nicht erwerbsmäßig tätigen Pflege­
personen, Abschnitt II Nr. 1.1.7).

Häusliche Umgebung ist danach anzunehmen, wenn die 
Pflege im Haushalt des Pflegebedürftigen, der Pflegeper­
son oder einer dritten Person (z. B. eines Verwandten oder 
Verschwägerten), in einer Altenwohnung oder einem Alten­
wohnheim, in denen ein Mindestmaß an eigenständiger Le­
bensführung und selbstständiger Wahl der Pflegeform mög­
lich ist, erfolgt. Wird der Pflegebedürftige in einer stationären 
Pflegeeinrichtung oder einer der in § 71 Abs. 4 SGB XI auf­
geführten stationären Einrichtungen gepflegt, ist häusliche 
Umgebung auszuschließen.

Pflegebedürftig im Sinne der Regelungen über die Pflegezeit 
nach § 3 Abs. 1 PflegeZG sind Personen, die die Vorausset­
zungen der §§14 und 15 SGB XI erfüllen (vgl. § 7 Abs. 4 Pfle-. 
geZG). Danach sind alle Personen pflegebedürftig, die we­
gen einer körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit 
oder Behinderung für die gewöhnlichen und regelmäßig wie­
derkehrenden Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens 
auf Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs Monate, in 
erheblichem oder höherem Maße der Hilfe becjürfen. Diese 
Voraussetzungen erfüllen Personen, bei denerl mindestens 
Pflegestufe I festgestelit ist.

Eine bestimmte Stundenzahl der Pflege oder Betreuung, die 
die Pflegeperson täglich oder wöchentlich zu erbringen hät­
te, wird nicht vorausgesetzt, und zwar weder im Rahmen 
des Pflegezeitgesetzes noch bei der Versicherungspflicht in 
der Arbeitslosenversicherung nach § 26 Abs. 2b SGB III.

3 Anzeige und Nachweis beim Arbeitgeber

Pflegepersonen haben die Pflegebedürftigkeit des nahen 
Angehörigen gegenüber ihrem Arbeitgeber vor Inanspruch­
nahme der Pfiegezeit und spätestens zehn Arbeitstage vor 
Beginn schriftlich anzukündigen. Die Pflegebedürftigkeit 
des nahen Angehörigen ist gegenüber dem Arbeitgeber mit' 
der Bescheinigung der Pflegekasse (vgl. Anlage 1) oder des 
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung nachzu­
weisen. Bei in der privaten Pflege-Pflichtversicherung versi­
cherten Pflegebedürftigen ist ein entsprechender Nachweis 
zu erbringen.

4 Feststellen der Pflegebedürftigkeit

Der Medizinische Dienst der Krankenversicherung prüft auf 
Veranlassung der Pflegekasse, ob die Voraussetzungen der 
Pflegebedürftigkeit erfüllt sind und welche Stufe der Pflege­
bedürftigkeit vorliegt (§ 18 Abs. 1 Satz 1 SGB XI). Wurde die 
Inanspruchnahme von Pflegezeit nach § 3 PflegeZG gegen­
über dem Arbeitgeber angekündigt, ist eine Begutachtung 
durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung 
spätestens innerhalb von zwei Wochen nach Eingang des

Antrags (auf Leistungen der Pflegeversicherung bzw. auf 
Feststellung der Pflegebedürftigkeit) bei der zuständigen 
Pflegekasse (des Pflegebedürftigen) durchzuführen; der An­
tragsteller ist seitens des Medizinischen Dienstes unverzüg­
lich schriftlich darüber zu informieren, welche Empfehlungen 
an die Pflegekasse weitergeleitet werden (§ 18 Abs. 3 Satz 5 
SGB XI). Die Empfehlung muss nur die Feststellung beinhal­
ten, ob Pflegebedürftigkeit im Sinne der §§ 14 und 15 SGB 
XI vorliegt. Die Entscheidung der Pflegekasse wird dem An­
tragsteller unverzüglich nach Eingang der Empfehlung des 
Medizinischen Dienstes schriftlich mitgeteilt. Dieses Verfah­
ren soll bei Versicherten der privaten Pflege-Pflichtversiche­
rungsunternehmen entsprechend angewendet werden.

5 Beginn und Dauer der Pflegezeit

Die Pflegeperson hat gegenüber dem Arbeitgeber zu erklä­
ren, für weichen Zeitraum und in welchem Umfang die Frei­
stellung von der Arbeitsleistung erfolgen soll. Soli eine teil­
weise Freistellung durchgeführt werden, ist die Schriftform 
der Vereinbarung über die Verringerung und die Verteilung 
der Arbeitszeit zwingend vorgeschrieben.

Die Pfiegezeit beträgt für jeden nahen Angehörigen längs­
tens sechs Monate (§ 4 Abs. 1 PflegeZG). Die Pflegezeit kann 
verlängert werden, wenn die Höchstdauer noch nicht ausge­
schöpft ist und der Arbeitgeber zustimmt. Eine Verlängerung 
bis zur Höchstdauer kann verlangt werden, wenn ein vor­
gesehener Wechsel der Pflegeperson aus einem wichtigen 
Grund nicht möglich ist, zum Beispiel weil die Person, die 
die Pflege des pflegebedürftigen Angehörigen übernehmen 
sollte, selbst schwer erkrankt.

6 Vorzeitige Beendigung der Pfiegezeit

Die Pfiegezeit kann grundsätzlich nicht einseitig beendet 
werden; der Arbeitgeber soll damit organisatorische Dis­
position treffen können. Nur in den in § 4 Abs. 2 Satz 1 
PflegeZG geregelten Ausnahmefällen endet die Pflegezeit 
ohne Zustimmung des Arbeitgebers kraft Gesetzes vorzei­
tig. Danach endet die Pflegezeit, wenn der nahe Angehö­
rige nicht mehr pflegedürftig oder dem Beschäftigten die 
häusliche Pflege des nahen Angehörigen unmöglich oder 
unzumutbar ist, vier Wochen nach Eintritt der veränderten 
Umstände. Dem Beschäftigten wird die Pflege beispiels­
weise unmöglich, wenn der nahe Angehörige vor Ablauf der 
Pflegezeit verstirbt oder in eine stationäre Pflegeeinrichtung 
aufgenommen werden muss. Eine Unzumutbarkeit kann 
beispielsweise angenommen werden, wenn aufgrund un­
vorhergesehener persönlicher Umstände die Finanzierung 
der Pflegezeit nicht mehr gesichert und der Beschäftigte 
auf die regelmäßige Arbeitsvergütung angewiesen ist (vgl. 
BT-Drs. 16/7439, Seite 93). In allen anderen Fällen kann die 
Pflegezeit nur mit der Zustimmung des Arbeitgebers vorzei­
tig beendet werden, ansonsten ist die Pflegeperson an die 
Dauer der vereinbarten Pflegezeit gebunden.

7 Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung

Pfiegepersonen sind in der Zeit, in der sie eine Pflegezeit 
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 PflegeZG in Anspruch nehmen und 
eine pflegebedürftige Person pflegen, nach § 26 Abs. 2b 
SGB III in die Versicherungspflicht zur Arbeitslosenversiche­
rung einbezogen. Die Versicherungspfiicht erfordert, dass 
die Pflegeperson unmittelbar vor der Pflegezeit nach dem 
Recht der Arbeitsförderung versicherungspflichtig war oder 
eine als Arbeitsbeschaffungsmaßnahme geförderte Beschäf­
tigung ausgeübt hat, die ein Versicherungspflichtverhäitnis 
oder den Bezug einer laufenden Entgeltersatzleistung nach 
dem SGB III unterbrochen hat. Dabei liegt „Unmittelbarkeit" 
im Sinne des § 26 Abs. 2b SGB III immer dann vor, wenn 
der Zeitraum zwischen dem Ende der arbeitslosenversiche­
rungspflichtigen Beschäftigung oder der Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahme und dem Beginn der Pflegezeit nicht mehr 
als einen Monat beträgt.

Die Versicherungspflicht nach § 26 Abs. 2b SGB III unter­
scheidet grundsätzlich nicht danach, ob der Arbeitnehmer 
im Rahmen der Inanspruchnahme der Pflegezeit vollständig
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oder teilweise von der Arbeitsleistung freigestellt wird. Bei 
nur teiiweiser Freistellung von der Arbeitsleistung ist aller­
dings davon auszugehen, dass die aufgrund des Beschäf- 
tigungsverhäitnisses fortbestehende Versicherungspflicht in 
der Arbeitslosenversicherung (setzt eine mehr als geringfü­
gige Beschäftigung voraus) wegen der Konkurrenzregelung 
des § 26 Abs. 3 Satz 5 SGB III (vgl. Nr. 8) die Versicherungs­
pflicht als Pflegeperson verdrängt; eine Mehrfachversiche­
rung ist nicht möglich.

Die Versicherungspflicht von Pflegepersonen in der Arbeits­
losenversicherung erfordert - anders als die Rentenversi­
cherungspflicht nicht erwerbsmäßig tätiger Pflegepersonen 
- keinen wöchentlichen Mindestumfang an Pflegetätigkei­
ten. Deshalb sind Fälle denkbar, in denen bei Inanspruch­
nahme einer Pflegezeit nach § 3 PflegeZG wegen der Pflege 
Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung vor­
liegt, ohne dass zugleich Rentenversicherungspflicht nach 
§ 3 Satzt Nr. 3a SGB VI besteht.

Von der Versicherungspflicht nach § 26 Abs. 2b SGB III wer­
den Personen nicht erfasst, die sich unabhängig von dem 
Pflegezeitgesetz bzw. auf der Grundlage einer sonstigen Re­
gelung (etwa aufgrund tarifvertraglicher oder beamtenrecht­
licher Regelungen, siehe dazu insbesondere § 44b Abs. 3 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes) vorübergehend von der 
Arbeitsleistung befreien lassen. Sie gilt insbesondere nicht 
für Beschäftigte, die ihre Beschäftigung von vornherein auf 
Dauer aufgeben oder für einen längeren Zeitraum als sechs 
Monate unterbrechen (vgl. BT-Drs. 16/7439, Seite 59).

Bei Arbeitgebern mit in der Regel 15 oder weniger Beschäf­
tigten besteht kein auf der Grundlage des Pflegezeitgesetzes 
durchsetzbarer (Rechts-)Anspruch auf die Freistellung von 
der Arbeitsleistung. Räumt der Arbeitgeber in solchen Fäl­
len gleichwohl die Pfiegezeit ein, kommt unter den Voraus­
setzungen des § 26 Abs. 2b SGB III Versicherungspflicht 
in der Arbeitslosenversicherung zustande. Denn die das 
Pflegezeitgesetz flankierenden Regelungen über die soziale 
Sicherung rechtfertigen keine unterschiedliche Behandlung 
von Arbeitnehmer in Abhängigkeit von der Größe des Be­
triebes. Die Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversi­
cherung nach § 26 Abs. 2b SGB III kann daher in solchen 
Fällen nicht versagt werden.

Der Beginn und das Ende der Versicherungspflicht in der 
Arbeitslosenversicherung sind an den Tatbestand der In­
anspruchnahme der Pflegezeit zeitlich geknüpft. Eine Ver­
längerung der Pflegezeit nach § 4 Abs. 1 Satz 2 PflegeZG 
bis zu Höchstdauer von sechs Monate bzw. eine vorzeitige 
Beendigung der Pflegezeit nach § 4 Abs. 2 PflegeZG wirken 
sich unmittelbar auf die Versicherungspflicht aus.

Unterbrechungen der Pflegetätigkeit - unabhängig davon, 
ob sie durch die Pflegeperson oder den Pflegebedürftigen 
begründet sind - sind in Anlehnung an die Regelung des 
§ 4 Abs. 2 PflegeZG für das Fortbestehen der Versiche­
rungspflicht bis zu vier Wochen unschädlich.

Sofern aus dem § 4 Abs. 1 Satz 1 PflegeZG ein arbeitsrecht­
licher Rechtsanspruch für mehrere Pflegepersonen für die 
(entweder nebeneinander durchgeführte oder aufeinander 
folgende) Pflege eines Pflegebedürftigen abgeleitet wird, 
kann die Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversiche­
rung für mehrere Pflegepersonen - bezogen auf einen Pflege­
bedürftigen - begründet werden. Daraus folgt eine mehrfache 
Beitragspflicht durch die Versicherung des Pflegebedürftigen 
als zur Beitragstragung und -Zahlung verpflichtete Stelle. Eine 
Quotierung der Beitragsbemessungsgrundlage - vergleichbar 
mit der Regelung des § 166 Abs. 2 Satz 2 SGB VI im Bereich 
der Rentenversicherung - ist nicht vorgesehen.

Die gleichzeitige Ausübung von Pflegetätigkeiten für mehre­
re pflegebedürftige nahe Angehörige führt - anders als bei 
der Rentenversicherungspflicht nicht erwerbsmäßig tätiger 
Pflegepersonen - zu keiner Mehrfachversicherung. Diese 
Rechtsauslegung ergibt sich einerseits aus dem Wortlaut 
des § 26 Abs. 2b SGB III, weil die die Versicherungspflicht 
begründende Voraussetzung der Inanspruchnahme der

Pflegezeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 PflegeZG bei dieser Fall­
konstellation nicht mehrfach erfüllt ist. Andererseits steht sie 
auch im Einklang mit der Zielsetzung der Regelung, durch 
die Arbeitslosenversicherungspflicht während der Pflegezeit 
ausschließlich eine anwartschaftsbegründende Wirkung zu 
erzielen. Dem Versicherten entstehen dadurch keine Nach­
teile, weil die Höhe der gezahlten Beiträge keinerlei Auswir­
kung auf den künftigen Arbeitsiosengeldanspruch hat.

8 Ausschluss der Versicherungspflicht

Die Versicherungspflicht aufgrund des Pflegezeitgesetzes 
tritt nicht ein, wenn die Pflegeperson nach anderen Vor­
schriften des SGB II! versicherungspflichtig ist, z. B. bei 
teilweiser Freistellung von der Arbeitsleistung und weiterer 
Ausübung der Beschäftigung in mehr als geringfügigem 
Umfang, oder einen Anspruch auf eine Entgeltersatzleistung 
nach dem SGB III, z. B. Arbeitslosengeld I, hat (§ 26 Abs. 3 
Satz 5 SGB III). Trifft eine versicherungspflichtige Erziehungs­
zeit mit einer versicherungspflichtigen Pflegezeit nach dem 
Pflegezeitgesetz zusammen, geht die Versicherungspflicht 
der Erziehungszeit vor (§ 26 Abs. 3 Satz 6 SGB III).

9 Freiwillige Weiterversicherung

Wird eine Pflegezeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 PflegeZG in An­
spruch genommen und kann wegen der weiter bestehenden 
Pflege des Angehörigen nach Ablauf von sechs Monaten 
die Beschäftigung nicht aufgenommen werden, besteht die 
Möglichkeit der freiwilligen Weiterversicherung nach § 28a 
Abs. 1 Nr. 1 SGB III. Das Recht zur freiwilligen Weiterversi- 
cherurjg wird - abweichend zur Versicherungspflicht nach 
§ 26 Äbs. 2b SGB III - nur den Pflegepersonen eingeräumt, 
die ihre Pflegetätigkeit mindestens 14 Stunden wöchentlich 
ausüben. Weitere Informationen zur freiwilligen Weiterversi­
cherung können dem Hinweisblatt der Bundesagentur für 
Arbeit („Hinweise zur freiwilligen Weiterversicherung in der 
Arbeitslosenversicherung“) entnommen werden. Die Hin­
weise sind im Internet unter www.arbeitsagentur.de (Bürge­
rinnen & Bürger > Arbeitslosigkeit > Arbeitslosengeld > Alle 
Broschüren) abrufbar.

10 Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung

Beschäftigte, die nach § 3 PflegeZG von der Arbeitsleistung 
ganz freigestellt werden, können zur sozialen Absicherung 
auf Antrag einen Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversi­
cherung nach § 44a Abs. 1 SGB XI erhalten. Das gilt auch, 
wenn aufgrund der teilweisen Freistellung ein Arbeitsentgelt 
erzielt wird, das die Geringfügigkeitsgrenze von 400 EUR 
monatlich nicht übersteigt.

Weitere Informationen darüber werden die Spitzenverbände 
der Kranken- bzw. Pflegekassen sowie der Verband der Pri­
vaten Krankenversicherung herausgeben.

Inkrafttreten

Das Pflegezeitgesetz tritt zum 1. Juli 2008 in Kraft. Ab die­
sem Zeitpunkt können Beschäftigte die Pflegezeit nach dem 
Pflegezeitgesetz in Anspruch nehmen.

Das Pflegezeitgesetz sieht keine Übergangsregelung für 
die Fälle vor, in denen mit der Pflege vor dem 1. Juli 2008 
begonnen wurde und darüber hinaus weiter gepflegt wird. 
Solche Pflegepersonen können versicherungspflichtig in der 
Arbeitslosenversicherung werden, wenn am 1. Juli 2008 die 
Voraussetzungen nach dem Pflegezeitgesetz erfüllt sind. Sie 
können ab dem 1. Juli 2008 die Pflegezeit bis zu einer Dau­
er von sechs Monaten in Anspruch nehmen; davor liegende 
Zeiten der Pflege bleiben außer Betracht.

III Beitragsrecht 

1 Beitragspflichtige Einnahmen

1.1 Allgemeines

Die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung werden gemäß 
dem Grundsatz des § 341 SGB II! nach einem Vomhundert­
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satz (Beitragssatz) von der Beitragsbemessungsgrundlage 
(beitragspflichtige Einnahme) erhoben, die bis zur jeweili­
gen Beitragsbemessungsgrenze berücksichtigt wird. Für 
das Verfahren zur Beitragsberechnung wird eine analoge 
Anwendung der §§ 1 und 2 der Beitragsverfahrensverord­
nung (BW) empfohlen. Danach sind die Beiträge durch 
Anwendung des halben Beitragssatzes auf die Beitragsbe­
messungsgrundlage und anschließender Verdopplung des 
gerundeten Ergebnisses zu berechnen. Alternativ können 
die Beiträge auch unter Ansatz des vollen Beitragssatzes 
berechnet werden.

Die Beiträge für versicherungspflichtige Pflegepersonen 
nach § 26 Abs. 2b SGB III werden grundsätzlich für den Ka­
lendertag berechnet und als Gesamtbeitrag gezahlt. Zur Er­
mittlung des Gesamtbeitrags ist der kalendertägliche Beitrag 
mit der Anzahl der Tage eines jeden Kalendermonats, für die 
Versicherungs- und Beitragspflicht während der Pflegezeit 
besteht, zu multiplizieren. Volle Kalendermonate sind mit 30 
Tagen anzusetzen. Alternativ kann die Beitragsberechnung 
für volle Kalendermonate auf der Grundlage der monatlichen 
beitragspflichtigen Einnahme aufsetzen.

1.2 Bezugsgröße als Ausgangswert für die Bestimmung der 
Bemessungsgrundlage

Die beitragspflichtige Einnahme bei Pfiegepersonen richtet 
sich nach § 345 Nr. 8 SGB III. Danach beträgt die Höhe der 
beitragspflichtigen Einnahme zehn v. H. der monatlichen Be­
zugsgröße in der Sozialversicherung (§ 18 Abs. 1 SGB IV). 
Wird die Pflegetätigkeit im Beitrittsgebiet ausgeübt, ist die 
dort geltende Bezugsgröße (Bezugsgröße [Ost], § 18 Abs. 2 
SGB IV) maßgebend. Der Wohnsitz oder gewöhnliche Auf­
enthalt der Pflegeperson ist in diesem Zusammenhang un- 
beachtlich.

Ausgehend von der geltenden Bezugsgröße in Höhe von 
2 485,- EUR (West) bzw. 2 100,- EUR (Ost), beträgt im Ka­
lenderjahr 2008 die beitragspflichtige Einnahme 248,50 EUR 
(West) bzw. 210- EUR (Ost) monatlich.

2 Beitragssatz/Beitragshöhe

Die Beiträge werden nach einem Prozentsatz (Beitragssatz) 
von der Beitragsbemessungsgrundlage erhoben. Maßge­
bend ist der Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung, 
der in dem Zeitraum gilt, für den die Freistellung von der 
Arbeitsleistung nach dem Pflegezeitgesetz wirksam ist.

Im Kalenderjahr 2008 beträgt der Beitragssatz in der Ar­
beitslosenversicherung 3,3 v. H. Daraus errechnet sich für 
das Jahr 2008 ein monatlicher Beitrag in Höhe von 8,20 EUR 
(West) bzw. 6,93 EUR oder 6,94 EUR (Ost) bei Anwendung 
des § 2 Abs. 1 Satz 1 BW.

3 Beitragstragung

Die Beiträge werden getragen von

> der Pflegekasse des Pflegebedürftigen, wenn dieser in 
der sozialen Pflegeversicherung versichert ist (§ 347 Nr. 
10 Buchst, a SGB III),

> dem privaten Versicherungsunternehmen des Pflegebe­
dürftigen, wenn dieser in der privaten Pflege-Pflichtversi­
cherung versichert ist (§ 347 Nr. 10 Buchst, b SGB III),

> der Festsetzungsstelle für die Beihilfe oder vom Dienst­
herrn und der Pfiegekasse oder dem privaten Versiche­
rungsunternehmen des Pflegebedürftigen anteilig, wenn 
dieser wegen Pflegebedürftigkeit Beihilfeleistungen oder 
Leistungen der Heilfürsorge und Leistungen einer Pflege­
kasse oder eines privaten Versicherungsunternehmens 
erhält (§ 347 Nr. 10 Buchst, c SGB III).

Sofern eine Pfiegeperson gleichzeitig mehrere pflegebedürf­
tige Angehörige pflegt, sind die Beiträge zur Bundesagentur 
für Arbeit für die Dauer der Pflegezeit nur einmal zu zahlen. 
Falls für die Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflege­
personen unterschiedliche Pflegekassen oder private Versi­
cherungsunternehmen zuständig sind, bestimmt die Pflege­

person durch ihren Antrag die für die Tragung und Zahlung 
der Beiträge zuständige Pflegekasse bzw. das zuständige 
private Versicherungsunternehmen.

Sind von der Bundesagentur für Arbeit Beiträge für Pflege­
personen nach § 26 Abs. 2b SGB III zu tragen, gilt in Anleh­
nung an § 28e Abs. 1 Satz 3 SGB IV der Beitragsanteil im 
Sinne des § 347 Nr. 10 Buchst, c SGB III als gezahlt. Mit der 
Fiktion der Beitragszahlung wird erreicht, dass die Bundes­
agentur für Arbeit in ihrer Funktion als Festsetzungsstelle für 
die Beihilfe keine Beiträge an sich als Einzugsstelle zahlen 
muss.

4 Beitragszahlung und -abrechnung 

4.1 Allgemeines

Dem Grundsatz des § 349 Abs. 4a SGB ill entsprechend, 
wonach die Beiträge von denjenigen zu zahlen sind, die sie 
zu tragen haben, obliegt den Pflegekassen, den privaten 
Versicherungsunternehmen und anteilig den Festsetzungs­
steilen für die Beihilfe oder den Dienstherren die Zahlung der 
Beiträge an die Bundesagentur für Arbeit. Das Nähere über 
das Verfahren der Beitragszahlung und Abrechnung können 
der Spitzenverband Bund der Pflegekassen, der Verband 
der privaten Krankenversicherung e. V. und die Bundes­
agentur für Arbeit durch Vereinbarung regeln. Die Verein­
barung ermöglicht den an der Beitragszahlung Beteiligten, 
Regelungen für eine vereinfachte Abführung der Beiträge zu 
treffen. Die Ausführungen in Abschnitt III Nr. 4 und 5 dieses 
gemeinsamen Rundschreibens gelten als Vereinbarung im 
Sinne des § 349 Abs. 4a SGB III.

Die Zahlung der Beiträge für die im Beitragsjahr (Kalen­
derjahr) nach § 26 Abs. 2b SGB III versicherungspflichti­
gen Pflegepersonen erfolgt in Form eines Gesamtbeitrags 
des Zahlungspflichtigen (Pflegekasse, privates Versiche­
rungsunternehmen, Festsetzungsstelle für die Beihilfe oder 
Dienstherr) für das Kalenderjahr, in dem die Pflegezeit in An­
spruch genommen wurde (§ 349 Abs. 5 Satz 2 SGB III) unter 
Beachtung der Fälligkeit (vgl. Nr. 5). Der Gesamtbeitrag ist 
durch Überweisung auf ein von der Bundesagentur für Ar­
beit bestimmtes Konto zu zahlen.

Der Überweisungsbeleg soll im Feld „Verwendungszweck” 
folgende Angaben enthalten:

1. Zeile:

> Von den Pflegekassen bzw. den privaten Versicherungs­
unternehmen:
Institutionskennzeichen der zahlenden Stelle (9 Stellen)

Von den Festsetzungsstellen für die Beihilfe oder den 
Dienstherrn:
Betriebsnummer der zahlenden Stelle (9 Stellen mit vor­
angestellter 0)

> Buchungsstelle:
„1/09901/19“ für Beiträge der Pfiegekassen 
„1/09901/20'' für Beiträge der privaten Versicherungsun­

ternehmen
„1/09901/21“ für Beiträge der Festsetzungsstellen für die 

Beihilfe oder der Dienstherrn

> Dienststellennummer der Bundesagentur für Arbeit: „019“

> Verwendungszweck: „PV”
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Datenfeldbeschreibung:

IK oder Betr.-Nr. Buchungsstelle DST- Nr. Verw-
zweck

n n n n n n n n n n / n n n n n / n n 0 1 9 P V

2. Zelle:

> Die Worte: „Gesamtbeitrag Jahr (vierstellig)“

> Von den Pflegekassen zusätzlich: Rechtskreiskennzeichen „West” oder „Ost”

Datenfeldbeschreibung:

Bezeichnung Jahr Rechtskreis*

G e s a m t b e i t r a g j j j j X X X X

* nur Pfiegekassen

Für den Tag der Zahlung ist § 3 Abs. 1 BW entsprechend 
anzuwenden. Das bedeutet, dass bei Überweisung oder 
Einzahlung des Gesamtbeitrags auf ein Konto der Bundes­
agentur für Arbeit der Tag der Wertstellung zugunsten der 
Bundesagentur für Arbeit als Tag der Zahlung gilt.

4.2 Pflegekassen als Beitragszahler

Die Zahlung der Beiträge ist in der Monatsabrechnung (§ 6 
BW) in Teil B1 unter Ziffer 6.4 (Beiträge für Pflegepersonen) 
und im Einzelnachweis unter Ziffer 4.2 der Monatsabrechung 
unter Angabe des Zahlgrundes „P“ (Arbeitslosenversiche­
rungsbeiträge für Pflegepersonen) zu dokumentieren.

4.3 Private Pflegeversicherungsunternehmen als Beitrags­
zahler

Die Zahlung der Beiträge ist der Bundesagentur für Arbeit 
mit dem als Anlage 2 beigefügten Beitragsnachweis nach­
zuweisen.

Die Beitragsnachweise sind an die Regionaldirektion zu sen­
den, in deren Bezirk die zahlende Stelle ihren Sitz hat.

Zuständig ist die Regionaldirektion

- Niedersachsen-Bremen
für die Länder Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig- 
Holstein, Niedersachsen sowie Hamburg und Bremen

- Berlin-Brandenburg
für die Länder Berlin, Brandenburg, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen

- Nordrhein-Westfalen
für das Land Nordrhein-Westfalen

- Hessen
für die Länder Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württem­
berg und Saarland

- Bayern
für die Länder Bayern und Sachsen

4.4 Festsetzungsstellen für die Beihilfe oder Dienstherren 
als Beitragszahler
Die Pflegekassen und die privaten Versicherungsunterneh­
men beurteilen die Versicherungs- und Beitragspflicht der 
Pflegepersonen unter Berücksichtigung der Gutachten des 
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung bzw. der 
MEDICPROOF Gesellschaft für medizinische Gutachten 
mbH. Die Festsetzungsstellen für die Beihilfe bzw. Dienst­
herren sind an deren Entscheidung gebunden. Die von der 
Pflegekasse bzw. dem privaten Versicherungsunternehmen 
getroffenen Feststellungen sind der Beitragszahlung zu­
grunde zu legen.

Die Beitragszahlung durch die Festsetzungsstelle für die 
Beihilfe bzw. den Dienstherrn stellt keine Leistung im Sinne

der Beihilfevorschriften dar. Sie ergibt sich unabhängig von 
der Steilung eines Beihilfeantrages allein aus den Regelun­
gen des SQB III.

Zahlende Stellen sind

> im Bereich der Bundesverwaltung die Festsetzungsstellen 
für die Beihilfe oder die von den Bundesministerien für 
ihren Zuständigkeitsbereich bestimmten Stellen,

> im Bereich der Landesverwaltungen die von den Ländern 
bestimmten Stellen und

> im Übrigen die jeweiligen Dienstherren.

5 Fälligkeit

Abweichend von § 23 Abs. 1 Satz 4 SGB IV ist der Gesamt­
beitrag spätestens im März des Jahres fällig, das dem Bei­
tragsjahr folgt (vgl. § 349 Abs. 5 Satz 3 SGB III).

Der Gesamtbeitrag ist rechtzeitig gezahlt, wenn er spä­
testens am 31. März des Folgejahres auf einem Konto der 
Bundesagentur für Arbeit gutgeschrieben ist. Fällt dieser Tag 
auf ein Wochenende oder einen Feiertag, ist die Zahlung so 
rechtzeitig zu leisten, dass die Gutschrift spätestens am 
letzten davor liegenden banküblichen Arbeitstag des Mo­
nats März erfolgt.

Die Fälligkeit des Gesamtbeitrags im März des Folgejahres 
knüpft grundsätzlich an den Zeitpunkt an, zu dem die Pfle­
gekasse oder das private Versicherungsunternehmen die 
Beitragspflicht während einer Pflegezeit festgestellt hat oder 
ohne Verschulden hätte feststellen können. Das heißt, dass 
die Pflegekasse oder das private Versicherungsunterneh­
men durch ein bewusstes Unterlassen der Feststellung die 
Zahlung des Gesamtbeitrages nicht hinausschieben kann. 
Mit der Feststellung im o. g. Sinne ist das Tätigwerden der 
Pflegekasse oder des privaten Versicherungsunternehmens 
gemeint, das nach positiver Prüfung aller für die Versiche­
rungs- und Beitragspflicht erforderlichen Tatbestandsvo­
raussetzungen in der Regel in einer Mitteilung an die Pflege­
person über die Beitragszahlung zum Ausdruck kommt.

Wird für das abzurechnende Beitragsjahr die Beitrags­
pflicht einer Pflegeperson bis zum 28. Februar des Folge­
jahres (Schaltjahr 29. Februar) festgestellt, werden die Be­
iträge für diese Pflegeperson mit dem Gesamtbeitrag zum 
31. März desselben Jahres fällig. Erfolgt die Feststellung 
der Versicherungs- und Beitragspflicht dagegen nach dem 
28. Februar (Schaltjahr 29. Februar), können die Beiträge 
mit dem Gesamtbeitrag des auf die Feststellung folgenden 
Jahres gezahlt werden.

Korrekturen für ein bereits abgerechnetes Beitragsjahr kön­
nen, unabhängig davon, ob es sich um Über- oder Unter­
zahlungen handelt, bei der Zahlung der Beiträge für das 
folgende Beitragsjahr berücksichtigt werden.
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Die Ausführungen zur Fälligkeit gelten für die Festsetzungs­
stellen für die Beihilfe bzw. die Dienstherren entsprechend, 
mit dem Unterschied, dass die Fälligkeit des Gesamtbeitra­
ges an den Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung über die 
Beitragspfiicht durch die Pflegekasse bzw. durch das pri­
vate Versicherungsunternehmen anknüpft (vgl. Abschnitt V, 
Nr. 2).

6 Beitragsüberwachung

Nach § 349 Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 2 SGB III prüft die Bun­
desagentur für Arbeit die rechtzeitige und vollständige Zah­
lung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung für Pflege­
personen. Im Rahmen dieser turnusmäßig stattfindenden 
Prüfungen sind den Prüfern der Bundesagentur für Arbeit 
alle Unterlagen vorzulegen, die für die Prüfung der Beitrags­
zahlung erforderlich sind. Zu den prüffähigen Unterlagen 
gehören insbesondere:

- Übersicht über die für die Beurteilung der Versicherungs­
und Beitragspflicht zuständigen pflegekasseninternen 
bzw. unternehmensinternen Stellen,

- Unterlagen, die die Pflegebedürftigkeit des nahen Ange­
hörigen erkennen lassen (die vollständigen medizinischen 
Gutachten gehören nicht zu den prüffähigen Unterlagen),

- Fragebogen zur Versicherungs- und Beitragspflicht in 
der Arbeitslosenversicherung und Antrag auf Beitragszu­
schuss nach § 44a SGB XI für Pflegepersonen in einer 
Pflegezeit nach dem Pflegezeitgesetz,

- Auszüge aus den Faliunterlagen, die Änderungen in den 
Verhältnissen (die sich auf die Versicherungs- oder Bei­
tragspflicht auswirken) dokumentieren,

- Schreiben an/von Pflegeperson(en) soweit sie für die Be­
urteilung der Versicherungs- und Beitragspflicht von Be­
deutung sind,

- Mitteilungen der Pflegekassen und privaten Versiche­
rungsunternehmen an die Festsetzungsstelien für die 
Beihilfe bzw. Dienstherren zur Durchführung der Beitrags­
zahlung zur Bundesagentur für Arbeit für Personen, die 
als Pflegende während der Pflegezeit arbeitslosenversi­
cherungspflichtig sind,

- Beihilfebemessungssatz des Pflegebedürftigen.

IV Verfahren zur Feststellung der Versicherungspflicht in 
der Arbeitslosenversicherung

1 Aufklärung und Beratung über die Leistungen zur sozia­
len Sicherung der Pflegepersonen während der Pflege­
zeit nach dem Pfiegezeitgesetz

Die Pflegekassen haben nach § 7 Abs. 2 SGB XI die Versi­
cherten und ihre Angehörigen über die Leistungen der Pfle­
gekasse zu unterrichten und zu beraten. Zu diesen Aufgaben 
gehört auch die Unterrichtung/Beratung über die Leistungen 
zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen, insbesondere 
über die Beitragszahlung für Pflegepersonen. Die Pflege­
kassen erfüllen diese Verpflichtung unter anderem durch 
Versendung des Vordrucks „Fragebogen zur Versicherungs­
und Beitragspflicht in der Arbeitslosenversicherung und 
Antrag auf Beitragszuschuss nach § 44a des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB XI) für Pflegepersonen während ei­
ner Pflegezeit nach dem Pflegezeitgesetz“. Entsprechendes 
gilt für die privaten Versicherungsunternehmen. Das Muster 
eines solchen Vordrucks ist diesem Rundschreiben als An­
lage 3 beigefügt.. Die sich aus § 7 Abs. 2 SGB XI ergeben­
de Verpflichtung schließt die Überwachung des Rücklaufs 
versandter Fragebögen einschließlich eines Erinnerungs­
schreibens bei fehlender Rückmeldung mit ein. Das Erin­
nerungsschreiben soll mit dem Hinweis verbunden werden, 
dass die Pflegekasse oder das private Versicherungsunter­
nehmen davon ausgeht, dass die Voraussetzungen für die 
Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung nicht 
erfüllt sind und demzufolge keine Beiträge geleistet werden 
können, wenn die entsprechenden Angaben bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt nicht gemacht werden.

Geht aus den der Pflegekasse oder dem privaten Versiche­
rungsunternehmen vorliegenden Angaben oder Unterlagen 
hervor, dass für eine Pflegeperson Versicherungspflicht nach 
§ 26 Abs. 2b SGB III nicht in Betracht kommen kann (z. B. 
weil der Pflegebedürftige kein naher Angehöriger im Sinne 
von .§ 7 Abs. 3 PflegeZG ist), kann auf den Versand des Vor­
drucks „Fragebogen zur Versicherungs- und Beitragspflicht 
in der Arbeitslosenversicherung und Antrag auf Beitrags­
zuschuss nach § 44a des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB XI) für Pflegepersonen während einer Pflegezeit nach 
dem Pflegezeitgesetz“ verzichtet werden.

2 Zuständigkeit für die Feststellung der Versicherungs­
und Beitragspflicht

Das Pflege-Weiterentwicklungsgesetz enthält keine Rege­
lung, welcher Versicherungsträger über die Versicherungs­
pflicht und Beitragshöhe in der Arbeitslosenversicherung 
während einer Pflegezeit nach § 3 Abs. 1 PflegeZG entschei­
det. Eine § 28h SGB IV vergleichbare Regelung oder dessen 
analoge Anwendung ist nicht vorgesehen.

Für solche Fälle hat das Bundessozialgericht (BSG-Urteil 
vom 22. März 2001 - B 12 P 3/00 R - USK 2001-2) entschie­
den, dass über die Versicherungs- und Beitragspflicht in 
einem Versicherungszweig der Versicherungsträger zu ent­
scheiden hat, bei dem die behauptete Versicherungspflicht 
bestehen würde, es sei denn, es gibt eine abweichende Zu­
ständigkeitsregelung. Eine entsprechende Zuständigkeits­
verlagerung auf die Pflegekassen ist ohne ausdrückliche 
gesetzliche Anordnung nicht zulässig.

Darüber hinaus hat das Bundessozialgericht ausgeführt, 
dass die Pflegekassen - trotz ihrer Unzuständigkeit für die 
Entscheidung über die Versicherungs- und Beitragspflicht 
der Pflegepersonen - verpflichtet sein können, ohne vor­
herige Entscheidung des zuständigen Versicherungsträgers 
Beiträge für Pflegepersonen als Leistungen der sozialen Si­
cherung zu zahlen. Halten sie ihre Leistungspflicht für gege­
ben, so haben sie diese ebenso zu erfüllen wie Arbeitgeber, 
die bei unstreitigem Sachverhalt den Gesamtsozialversiche­
rungsbeitrag ohne vorherige Entscheidung der Einzugsstel­
le zu zahlen haben. Da die Versicherungspflicht bei Vorlie­
gen der Voraussetzungen kraft Gesetzes eintritt, bedarf es 
grundsätzlich keiner Entscheidung durch Verwaltungsakt. 
Die an die Versicherungspfiicht knüpfende Beitragszahlung 
der Pflegekassen erfolgt regelmäßig im Rahmen einfacher 
Verwaltungstätigkeit. Die Pflegekasse unterrichtet die Pfle­
geperson über die Beitragszahlung aus Anlass der Pflege­
zeit durch einfache Mitteilung (kein rechtsbehelfsfähiger Be­
scheid). Soweit die Pflegekasse ihre Leistungspflicht nicht 
für gegeben hält, hat sie dies der Pflegeperson ebenfalls 
mitzuteilen. In der Mitteilung (kein rechtsbehelfsfähiger Be­
scheid) sollte ferner ein Hinweis darauf enthalten sein, dass 
Einwände durch konkrete Angaben bzw. Nachweise belegt 
sein müssen. Außerdem sollte darauf hingewiesen werden, 
dass bei Einwänden, die am Ermittlungsergebnis der Pfle­
gekasse nichts ändern, der Fall zur Bescheiderteilung an die 
Bundesagentur für Arbeit abgegeben wird.

Bei Freistellungen nach dem Pflegezeitgesetz führt das 
dazu, dass die Bundesagentur für Arbeit in streitigen Sach­
verhalten die Entscheidung über die Versicherungspflicht ei­
ner Pflegeperson in der Arbeitslosenversicherung und über 
die Höhe der zu entrichtenden Beiträge zu treffen hat; die 
Pflegekassen sind hierzu nicht berechtigt. Regelungen, die 
abweichend von diesem Grundsatz an Steile der Bundes­
agentur für Arbeit insoweit eine Zuständigkeit der Pflege­
kasse vorsehen, bestehen nicht.

Die Grundsätze gelten auch für das Verfahren zur Feststellung 
der Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung in 
Fällen, in denen der Pflegebedürftige bei einem privaten Ver­
sicherungsunternehmen versichert ist und die Verpflichtung 
zur Zahlung der Arbeitslosenversicherungsbeiträge für die 
Pflegeperson aufseiten des privaten Versicherungsunter­
nehmens liegt (vgl. BSG-Urteil vom 23 September 2003 - B 
12 P 2/02 R-USK 2003-26).



226 Ministerialblatt der Landesregierung von Rheinland-Pfalz vom 29. August 2008 Nr. 9

3 Bescheidverfahren und Fälligkeit der Beiträge bei Fest­
stellung der Versicherungs- und Beitragspflicht durch 
die Bundesagentur für Arbeit

In Fällen, in denen die Bundesagentur für Arbeit Versiche­
rungs- und Beitragspfiicht feststellt, erhält die Pflegekasse 
oder das private Versicherungsunternehmen und ggf. die 
Festsetzungsstelle für die Beihilfe oder der Dienstherr eine 
Durchschrift des Bescheides der Bundesagentur für Arbeit.

Die Fälligkeit der Beiträge richtet sich nach dem Zugang der 
Durchschrift des Bescheides der Bundesagentur für Arbeit 
bei der Pflegekasse oder dem privaten Versicherungsunter­
nehmen bzw. der Festsetzungsstelle für die Beihilfe oder 
dem Dienstherm. Geht die Durchschrift bis zum 28. Februar 
(Schaltjahr 29. Februar) zu, werden die Beiträge mit dem Ge­
samtbeitrag zum 31. März desselben Jahres fällig. Geht die 
Durchschrift dagegen nach dem 28. Februar (Schaltjahr 29. 
Februar) ein, können die Beiträge mit dem Gesamtbeitrag 
des folgenden Jahres gezahlt werden.

Bei Ablehnung der Versicherungs- und Beitragspflicht erfolgt 
keine Beitragszahlung durch die Pflegekasse. Dies gilt auch 
für die Dauer eines etwaigen Widerspruchs- und Klagever­
fahrens. Die Pflegekasse oder das private Versicherungsun­
ternehmen erhält in diesen Fällen ebenfalls eine Durchschrift 
des Bescheides der Bundesagentur für Arbeit.

V Melde- und Mitteilungsverfahren

1 Allgemeines

Ein Meldeverfahren für die Personen, die aufgrund der In­
anspruchnahme der Pflegezeit nach § 26 Abs. 2b SGB III 
der Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung un­
terliegen, ist zwischen den Pflegekassen bzw. privaten Ver­
sicherungsunternehmen und der Bundesagentur für Arbeit 
gesetzlich nicht vorgesehen.

Ebenso enthält das Pflege-Weiterentwicklungsgesetz kei­
ne dem § 44 Abs. 5 SGB XI vergleichbare Regelung zum 
Mitteilungsverfahren zwischen den Pflegekassen bzw. den 
privaten Versicherungsunternehmen und den Festsetzungs­
stellen für die Beihilfe oder den Dienstherren. Damit diese 
Stellen ihre Beitragspflicht zeitnah erfüllen können, wurden 
in Anlehnung an § 44 Abs. 5 SGB XI entsprechende Verfah­
renshinweise in das gemeinsame Rundschreiben aufgenom­
men (vgl. Nr. 2).

Im Falle der Arbeitslosigkeit ist die nach dem SGB III ver­
sicherungspflichtige Pflegezeit nachzuweisen. Dazu ist der 
von der Bundesagentur für Arbeit vorgesehene Vordruck zu 
verwenden. Die Bescheinigung (BA - II 2 k - Bescheinigung 
gern. § 312 Abs. 3 SGB III) ist bei der örtlichen Agentur für 
Arbeit erhältlich oder im Internet unter www.arbeitsagentur. 
de (Startseite > Formulare > Formulare für Bürgerinnen und 
Bürger > Arbeitslosengeld) abrufbar.

2 Mitteilungsverfahren zwischen den Pflegekassen/priva­
ten Versicherungsunternehmen und den Festsetzungs­
stellen für die Beihilfe/Dienstherren

Die anteilige Zahlung des Gesamtbeitrages durch die Fest­
setzungsstellen für die Beihilfe oder die Dienstherren erfor­
dert zunächst aufseiten der Pflegekassen und der privaten 
Versicherungsunternehmen die Kenntnis darüber, ob der 
Pflegebedürftige Anspruch auf Beihilfe oder Heilfürsorge hat 
und wem, d. h. welcher Stelle, gegenüber dieser Anspruch 
geltend gemacht werden kann. Diese Angabe ist im Zusam­
menhang mit dem Antrag auf Leistungen der Pflegeversi­
cherung zu erfragen.

Zudem obliegt den Pflegekassen und den privaten Versi­
cherungsunternehmen das Abfragen und Weiterleiten der 
zusätzlichen Informationen die für eine anteilige Beitrags­
zahlung durch die Festsetzungsstellen für die Beihilfe oder 
die Dienstherren erforderlich sind. Sie sind darüber hinaus 
nicht für die Erfüllung der Mitwirkungspflicht durch den Ver­
sicherten sowie die Vollständigkeit und Richtigkeit der von 
ihm gemachten Angaben verantwortlich.

Der angegebenen Festsetzungsstelle für die Beihilfe oder 
dem Dienstherrn sind für die anteilige Beitragszahlung fol­
gende Angaben mitzuteilen:

1. Familienname, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift der 
Person, die Pflegzeit in Anspruch nimmt,

2. Rentenversicherungsnummer der Person, die Pfiegezeit. 
in Anspruch nimmt (soweit bekannt),

3. Beginn und Ende der Beitragspflicht während der Pflege­
zeit,

4. Rechtskreis „West“ oder „Ost“,

5. Familienname, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift 
des Pflegebedürftigen,

6. Beihilfeberechtigter, falls der Pflegebedürftige keinen ei­
genen Beihilfeanspruch hat.

Die Mitteilung hat spätestens am Ende der von einer Pflege­
person in Anspruch genommenen Pflegezeit nach § 3 Abs. 1 
PflegeZG zu erfolgen. Für die Mitteilung ist der Vordruck 
gemäß dem beiliegenden Muster (vgl. Anlage 4) zu verwen­
den.
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Absender (Name der Pflegekasse) Anlage 1

Pflegekasse

Ihre Nachricht: __

Versicherungsnummer / 
Geburtsdatum ___

Datum: ___

Bescheinigung über die Pflegebedürftigkeit eines nahen Angehörigen nach § 3 Abs. 2 Pflegezeitgesetz 
(PflegeZG)

Sehr geehrte(r) Frau/Herr______________________________ ,

zwecks Inanspruchnahme der Pflegezeit nach § 3 PflegeZG bestätigen wir Ihnen das vorlie­

gen der Pflegebedürftigkeit eines nahen Angehörigen (§ 7 Abs. 3 PflegeZG).

Diese Bescheinigung dient zur Vorlage beim Arbeitgeber.

Mit freundlichen Grüßen

Bescheinigung Pflegebedürftigkeit - 7.2008
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Anlage 2

Zahlstelle

Leistungsträger Überweisungsanschrift:

BA-Service-Haus
Zahlgrund: PV (BA-Beitrag Pflege)

Dtsch. Bundesbank, Filiale Nürnberg 
Kto.-Nr. 760 016 00
BLZ 760 000 00

An die
Bundesagentur für Arbeit

{

BEITRAGSNACHWEIS

für Beiträge zur Arbeitsförderung nach § 26 Abs. 2b Nr. 1 I. V. m. § 349 Abs. 4a SGB IN für Pflegepersonen 

Gesamtsumme der im Abrechnungszeitraum vom____________ bis

gezahlten Beiträge zur Arbeitsförderung:
Betrag

Abrechnungszeitraum 
Kalenderjahr 20..

Es wird bestätigt, dass die Angaben Von Regionaldirektion auszufüllen:
mit den Leistungsunterlagen über-
einstimmen und die Beiträge aus Saldo alt. r;i jq —I—LJ—LJ—I—I—I—I—I—I—allen versicherungspflichtigen Zahl-
fällen abgerechnet wurden.

Soll (+): EUR T9i u i i i i i i i
Stempel, Datum und Unterschrift Betrag

BuTg Ist (-): [=ur I I I I I I M I M
Betrag

Saldo neu: EUR 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1

Datum, Hdz.

Beitragsnachweis - 2008
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Name und Anschrift der Pflegekasse: Anlage 3

O Fragebogen zur Versicherungs- und Beitragspflicht in der Arbeitslosenversicherung 
O Antrag auf Beitragszuschuss nach § 44a des Elften Buches Sozialgesetzbuch

(SGB XI) für Pflegepersonen während einer Pflegezeit nach dem Pflegezeitgesetz

1. Angaben zur/zum Pflegebedürftigen
1. Persönliche Daten des/der Pflegebedürftigen

Name, Vorname: Geburtsdatum:

Anschrift: Krankenversicherungsnummer:

2. Ergänzende Angaben zum Pflegeversicherungsschutz

Es besteht Anspruch auf Beihilfe oder Heiifürsorge
Wenn ja, Name und Anschrift der Beihilfestelle.bzw. des Dienstherrn:

□ Ja DNein

Name des Beihilfeberechtigten falls abweichend von Nr. 1:

II. Angaben zur Pflegeperson
Persönliche Daten der Pflegeperson

Name, Vorname: Geburtsdatum:

Anschrift: Rentenversicherungsnummer:

Ich nehme Pflegezeit in Anspruch □ Ja [UNein

III. Feststellung der Versicherungs- und Beitragspflicht in der Arbeitslosenversicherung
Unmittelbar vor der Pflegezeit war ich

- in einer versicherungspfiichtigen Beschäftigung □ Ja ONein
- in einer als Arbeitsbeschaffungsmaßnahme (ABM) geförderten Beschäftigung Q Ja ONein

Wenn ja, Name und Anschrift des Arbeitgebers:

Während der Pflegezeit bin ich von der Arbeitsleistung
- teilweise freigestellt, das erzielte Arbeitsentgelt liegt unter 400 Euro
- ganz freigestellt

□ Ja
□ Ja

□Nein
□Nein

Wenn ja. Beainn der Freistellung: Ende der Freistellung:

Während der Pflegezeit besteht Anspruch auf eine Entgeltersatzleistung nach dem Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch (z. B. Arbeitslosengeld 1) □ Ja □Nein

IV. Antrag auf Beitragszuschuss nach § 44a SGB XI
Name der Krankenkasse oder des Versicherungsunternehmens:
Während der Pflegezeit bin ich □ gesetzlich versichert □ privat versichert

Höhe der Beiträge zur Krankenversicherung (monatlich): Euro Bitte Nachweis

zur Pfleaeversicherunq (monatlich): Euro
über die Beitrags­

höhe beifügen
Kontoinhaber:

Bankverbinduno:

Konto Nr.: Bankleitzahl:

Ort, Datum Unterschrift

Die Angaben erfolgen auf der Grundlage des § 44a SGB XI. Änderungen der Verhältnisse, die für die Versicherungs-ZBeitragspflicht 
oder die Beitragshöhe erheblich sind (z. B. Unterbrechung oder Aufgabe der Pflegetätigkeit), hat die Pflegeperson der Pflegekasse 
mitzuteilen. Die Pflegeperson ist zur Mitwirkung verpflichtet.

Fragebogen - 7.2008
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Anlage 4

Absender 
Pflegekasse...

Festsetzungsstelle 
für die Beihilfe 
oder
Dienstherr

Datum

Mitteilung zur Durchführung der Beitragszahlung zur Bundesagentur für Arbeit für Personen, die 
als Pflegeperson während der Pflegezeit arbeitslosenversicheruhgspflichtig sind

pflegebedürftige Person
Name, Vorname

Geburtsdatum

Anschrift Beihilfeberechtigter, falls der Pflegebe­
dürftige keine eigenen Beihilfeansprüche hat

arbeitslosenversicherungspflichtige Pflegeperson
Name, Vorname

Geburtsdatum

Anschrift Rentenversicherungsnummer

West ( ) Ost ( )
Beginn der Beitragspflicht Ende der Beitragspflicht Rechtskreiskennzeichnung

Mit freundlichen Grüßen

Die Mitteilung erfolgt in Umsetzung der gesetzlichen Regelung in § 44a Abs. 2 SGB XI, §§ 26 Abs. 2b, 
349 Abs. 4a SGB IN.

Mitteilung Pflege - 7.2008


